
 

 
 
 
 
 

G. Geschäftsordnung des CDU-Kreisverbandes Mittelsachsen 
 
§ 1 Geltungsbereich und allgemeine Verfahrensordnung 
Die Geschäftsordnung gilt für Parteitage und Aufstellungsveranstaltungen des CDU-
Kreisverbandes Mittelsachsen. Näheres regelt die Verfahrensordnung des 
Landesverbandes Sachsen. Soweit die Satzung über das allgemeine Verfahren 
Bestimmungen enthält, sind diese anzuwenden.  
 
§ 2 Terminbekanntgabe, Form und Frist der Einberufung 

(1) Die Einberufungsfrist beträgt 14 Tage. Die Einberufungsfrist beginnt mit 
dem Datum des Poststempels bzw. mit der Abgabe des Auftrages an den 
Post- oder E-Mail-Dienstleister.  

(2) Zeitpunkt, Ort und vorläufige Tagesordnung der 
Kreismitgliederversammlung wird durch den zuständigen Vorstand der CDU 
bestimmt. 

 
§ 3 Behandlung der Tagesordnung 

(1) Vor Eintritt in die Beratung lässt das Tagungspräsidium über die 
Tagesordnung abstimmen. Ein Antrag auf Ergänzung oder Verkürzung der 
Tagesordnung muss vor Eintritt in die Tagesordnung gestellt werden.  

(2) Die Tagesordnung wird in der Reihenfolge, wie sie in der Einladung 
angegeben ist, beraten. 

(3) Einwände gegen die Tagesordnung, Anträge auf Erweiterung der 
Tagesordnung, Absetzung einzelner Punkte der Tagesordnung und 
Änderung der Reihenfolge der Tagesordnung bedürfen der Zustimmung der 
Mehrheit der jeweils stimmberechtigten anwesenden Mitglieder. 
 

§ 4 Eröffnung, Wahl des Tagungspräsidiums 
(1) Der/ die Kreisvorsitzende oder ein von ihm/ ihr bestimmter Vertreter/in 

eröffnet den Kreisparteitag. 
(2) Vor Eintritt in die Tagesordnung wird auf Vorschlag des Kreisvorstands 

durch den Parteitag ein Tagungspräsidium gewählt. Die Wahl erfolgt, wenn 
sich auf Befragen kein Widerspruch erhebt, durch Handzeichen. 

 
§ 5 Rechte des Tagungspräsidiums 

(1) Die amtierende Tagungsleitung fördert die Arbeit der Versammlung und 
wahrt die Ordnung. Ihm steht das Hausrecht im Sitzungssaal zu. Sie eröffnet, 
leitet, unterbricht und schließt die Sitzung. Das Tagungspräsidium hat 
beratende Stimme in allen Gremien des Kreisparteitages. 
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(2) Die amtierende Tagungsleitung kann Redner oder Fragesteller, die vom 
Gegenstand der Kreismitgliederversammlung abschweifen, zur Sache 
verweisen. 

(3) Die amtierende Tagungsleitung kann Rednern, die in derselben Rede bereits 
dreimal zur Sache verwiesen oder zweimal zur Ordnung gerufen wurden, das 
Wort entziehen. Ist einem Redner das Wort entzogen, so kann er es zum 
gleichen Beratungsgegenstand nicht wieder erhalten. 

(4) Entsteht störende Unruhe, die den Fortgang der Beratung in Frage stellt, so 
kann der amtierende Tagungsleiter die Sitzung unterbrechen. 

 
§ 6 Behandlung von Anträgen 
Alle Anträge sind, sobald sie von der amtierenden Tagungsleitung des Kreisparteitages 
zur Beratung aufgerufen sind, zu begründen. Dabei kann die Antragskommission 
vorschlagen, dass mehrere Anträge gemeinsam behandelt, begründet, beraten und 
abgestimmt werden. 
 
§ 7 Rederecht 

(1) Redeberechtigt auf dem Kreisparteitag sind alle stimmberechtigten CDU-
Mitglieder. Das Präsidium kann auch Gästen das Wort erteilen. 

(2) Sprecher, die sich zur Beratung einzelner Anträge zu Wort melden, haben 
mit Ihrer Wortmeldung in der Regel bekannt zu geben, ob sie für oder gegen 
den entsprechenden Antrag sprechen wollen. 

 
§ 8 Ausführungen und Abstimmungen zur Geschäftsordnung 

(1) Zur Geschäftsordnung erteilt die amtierende Tagungsleitung das Wort nach 
freiem Ermessen. Die Ausführungen zur Geschäftsordnung dürfen die Dauer 
von 3 Minuten nicht überschreiten. 

(2) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung können gestellt werden: 
 
a. auf Begrenzung der Redezeit 
b. auf Schluss der Debatte 
c. auf Schluss der Rednerliste 
d. auf Übergang zur Tagesordnung 
e. auf Vertagung des Beratungsgegenstandes 
f. auf Verweisung in andere Gremien 
g. auf Schluss der Sitzung 

 
(3) Über Geschäftsordnungsanträge ist gesondert und vor der weiteren 

Behandlung der Sache selbst zu beraten und abzustimmen. Es ist nur je ein 
Redner/ eine Rednerin dafür und dagegen zu hören. 
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§ 9 Bündelung von Wortmeldungen, Begrenzung der Rednerzahl und Redezeit 
(1) Bei Wortmeldungen zu verschiedenen Themen kann die amtierende 

Tagungsleitung die Wortmeldungen entsprechend zusammenfassen, aber 
grundsätzlich jeweils in der Reihenfolge der Wortmeldungen. 

(2) Die amtierende Tagungsleitung kann, soweit der Fortgang der Beratung das 
erfordert, die Aussprache über einzelne Anträge abkürzen, in dem er die 
Zahl der Redner begrenzt. Dabei sollen in der Regel ebenso viele Sprecher für 
wie gegen einen Antrag zu Wort kommen. 

(3) Auch bei einer Begrenzung der Zahl der jeweiligen Redner ist den 
Mitgliedern des Kreisvorstandes und dem jeweiligen Sprecher/ der 
jeweiligen Sprecherin der Antragskommission jederzeit das Wort zu geben. 

(4) Die Redezeit kann von der amtierenden Tagungsleitung bis auf 5 Minuten, 
bei Stellungnahmen zu Geschäftsordnungsanträgen bis auf 3 Minuten 
begrenzt werden. Bei einer allgemeinen Begrenzung der Redezeit kann die 
amtierende Tagungsleitung für grundsätzliche Ausführungen zu 
geschlossenen Sachgebieten eine Redezeit bis zum Doppelten der 
allgemeinen Redezeit zulassen. 

 
§ 10 Ordnung 

(1) Die amtierende Tagungsleitung sorgt für die Ordnung in den Sitzungen. Er/ 
Sie kann bei Abschweifungen von der Tagesordnung zur Sache verweisen 
und im Wiederholungsfalle zur Ordnung rufen. Bei ungebührlichen oder 
beleidigenden Äußerungen muss der/die Vorsitzende zur Ordnung rufen. 
Beim dritten Ordnungsruf kann der/ die Vorsitzende dem Redner/ der 
Rednerin das Wort entziehen und in der gleichen Sitzung nicht 
wiedererteilen. Darauf ist beim dritten Ordnungsruf hinzuweisen. 

(2) Die amtierende Tagungsleitung kann eine/n Teilnehmer/in an der Sitzung 
eines Parteigremiums von der weiteren Teilnahme ausschließen, wenn er 
die Ordnung gröblich verletzt. 

(3) Bei dauernder störender Unruhe kann der/ die Vorsitzende die Sitzung 
unterbrechen oder aufheben. Kann er sich kein Gehör verschaffen, 
unterbricht er die Sitzung durch Verlassen seines Platzes. 

(4) Über die Berechtigung von Ordnungsmaßnahmen des/ der Vorsitzenden 
kann auf Antrag in der nächsten Sitzung desselben Parteigremiums ohne 
Aussprache abgestimmt werden. 

 
§ 11 Mandatsprüfung-, Stimmzähl- und Antragskommission 

(1) Auf Vorschlag des Kreisvorstandes wählt der Kreisparteitag eine 
Mandatsprüfungskommission, die die Beschlussfähigkeit überprüft.  

(2) Auf Vorschlag des Kreisvorstandes wählt der Kreisparteitag eine 
Stimmzählkommission, die bei allen Abstimmungen und Wahlen die 
Stimmen auszählt und das Ergebnis feststellt. 

(3) Der Kreisvorstand bestellt eine Antragskommission, die alle vorliegenden 
Anträge berät und dem Kreisparteitag Empfehlungen für die Behandlung der 
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Anträge gibt. Die Antragskommission ist auch berechtigt, Abänderungs- und 
Ergänzungsanträge zu Anträgen, die dem Kreisparteitag vorliegen, zu 
stellen. Sie kann auch mehrere vorliegende Anträge zum gleichen 
Gegenstand in einem Antrag zusammenfassen. Der Kreisparteitag kann die 
vom Kreisvorstand bestellte Antragskommission um weitere Mitglieder 
ergänzen. 

(4) Alle vorgenannten Kommissionen können, wenn sich auf Befragen kein 
Widerspruch erhebt, offen durch Handzeichen gewählt werden. 

 
§ 12 Kreisparteitag 
Der Kreisparteitag wird als Kreismitgliederversammlung durchgeführt. 
 
§ 13 Öffentlichkeit und deren Ausschluss 

(1) Der Kreisparteitag tagt grundsätzlich öffentlich.  
(2) Auf Antrag von einem Zehntel der anwesenden stimmberechtigten 

Mitglieder oder auf Antrag des Kreisvorstandes können mit der Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen, Öffentlichkeit und Presse für bestimmte 
Tagesordnungspunkte ausgeschlossen werden. 

 
§ 14 Anträge 

(1) Anträge können von Mitgliedern oder Gruppen von Mitgliedern jeweils an 
das Parteigremium, in dem sie stimmberechtigt sind, gestellt werden. Geht 
ein Antrag nicht rechtzeitig vor Absendung der Einladung ein, so wird er 
gemäß § 3 Abs. 3 dieser Geschäftsordnung behandelt. Sie sind schriftlich an 
den jeweiligen Vorsitzenden zu richten und kurz zu begründen. 

(2) Dem Antragsteller bzw. der Antragstellerin oder einem/ einer 
Bevollmächtigten ist vor der Beratung des Antrages und vor der Abstimmung 
auf Wunsch das Wort zu erteilen. Anträge können bis zum Beginn der 
Abstimmung zurückgenommen oder abgeändert werden. 

(3) Zu jedem Beratungspunkt können vor der Abstimmung Änderungs- oder 
Gegenanträge gestellt werden. Über Änderungsanträge muss vor der 
Entscheidung in der Sache selbst abgestimmt werden. Über Gegenanträge 
wird vor dem ursprünglichen Antrag abgestimmt. 

(4) Bei verschiedenartigen Anträgen in der gleichen Sache wird über den 
weitestgehenden zuerst abgestimmt. Was als weitestgehender Antrag gilt, ist 
durch Abstimmung festzustellen. Abgelehnte Anträge können erst zur 
nächsten Sitzung des Gremiums, in dem sie gestellt wurden, erneut 
eingebracht werden. 

(5) Anträge auf Übergang zur Tagesordnung können außer der Reihe und ohne 
Begründung gestellt werden. Sie gehen allen anderen Anträgen vor. Erhebt 
sich Widerspruch, ist vor der Abstimmung je eine Äußerung für oder gegen 
den Antrag zuzulassen. Bei Annahme des Antrages gilt der 
Besprechungspunkt als abgeschlossen. Bei Ablehnung des Antrages darf er 
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im Laufe der Beratung desselben Gegenstandes in der gleichen Sitzung nicht 
wiederholt werden. 

(6) In gleicher Weise wird bei Anträgen auf Schluss der Aussprache oder der 
Rednerliste verfahren mit der Einschränkung, dass sie nur von Mitgliedern 
gestellt werden können, die noch nicht zur Sache gesprochen haben. Zuvor 
sind die noch in derselben Sache vorgemerkten Redner vom Vorsitzenden 
bekannt zu geben. 

(7) Vertagungsanträge werden wie Anträge auf Schluss der Aussprache 
behandelt. 

(8) Bei Anträgen zur Geschäftsordnung muss sofort das Wort erteilt werden. Die 
Ausführungen dürfen sich nur auf die geschäftsordnungsmäßige 
Behandlung des Beratungspunktes beziehen. Bei Verstößen soll das Wort 
entzogen werden. 

 
§ 15 Reihenfolge bei der Abstimmung über Sachanträge 
Über Sachanträge ist in folgender Reihenfolge abzustimmen: 
 

1. Empfehlung der Antragskommission 
2. Weitergehende Anträge, bei deren Annahme die Hauptanträge und alle 

dazugehörenden Anträge entfallen. 
3. Änderungs- und Ergänzungsanträge 
4. Hauptanträge 

 
§ 16 Anfragen 

(1) Jedes Mitglied oder Gruppen von Mitgliedern können Anfragen an das 
Parteigremium richten, in dem sie stimmberechtigt sind. Sie sollen in der 
Regel spätestens drei Tage vor Zusammentritt des betreffenden 
Parteigremiums schriftlich in der Kreisgeschäftsstelle eingereicht werden.  

(2) Die Anfragen werden am Schluss der Tagesordnung ohne Erörterung 
beantwortet. Falls Einvernehmen besteht, kann die Beantwortung auch an 
den oder die Fragesteller persönlich erfolgen. 

 
§ 17 Worterteilung 

(1) Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Meldungen. Bei 
mehreren gleichzeitigen Wortmeldungen entscheidet der Vorsitzende über 
die Reihenfolge. Es darf nur zum jeweiligen Beratungspunkt gesprochen 
werden. 

(2) Auf Antrag kann die Begrenzung der Dauer der Aussprache oder der Redezeit 
beschlossen werden. 

(3) Hat die amtierende Tagungsleitung den Schluss der Aussprache festgestellt, 
darf das Wort nur noch zur Geschäftsordnung oder zur Abgabe persönlicher 
Erklärungen erteilt werden. 
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§ 18 Persönliche Erklärungen 
Zur Richtigstellung eigener Ausführungen oder zur Zurückweisung von Angriffen auf 
die eigene Person ist das Wort außerhalb der Reihenfolge zu erteilen. 
 
§ 19 Öffentliche Aufstellungsveranstaltung 

(1) Die Aufstellung der Kandidatinnen bzw. Kandidaten erfolgt in einer 
öffentlicher Kreismitgliederversammlung in geheimer Wahl und nach der 
Verfahrensordnung in der jeweils gültigen Fassung des CDU-
Landesverbandes Sachsen.  

(2) Zur Teilnahme am Aufstellungsverfahren sind diejenigen Mitglieder der CDU 
berechtigt, die am Tage der Versammlung das 18. Lebensjahr 
(Kommunalwahl, Landtagswahl, Bundestagswahl) vollendet haben und 
deren Hauptwohnsitz sich im Gebiet des Landkreises Mittelsachsen befindet.  

(3) Die Kreismitgliederversammlung dient ausschließlich zum Zwecke der Wahl 
der Kandidatinnen bzw. Kandidaten für die in der Tagesordnung benannten 
Wahlgebiete.  

(4) Anträge zur Tages- und Geschäftsordnung sind möglich. 
 

§ 20a Stimmzählkommission 
(1) Auf Vorschlag des Kreisvorstandes wählt die Kreismitgliederversammlung 

eine Stimmzählkommission, die die Mandatsprüfung und Beschlussfähigkeit 
kontrolliert sowie bei allen Abstimmungen und Wahlen die Stimmen 
auszählt und das Ergebnis feststellt. 

(2) Die Stimmzählkommission kann, wenn sich auf Befragen kein Widerspruch 
erhebt, offen durch Handzeichen gewählt werden. 

 
§ 20b Feststellung von Mehrheit bei Wahlen und Abstimmungen, Form und Frist 
der Kandidatenvorschläge 

(1) Gewählt wird in geheimer Abstimmung.  
(2) Durch die Kreismitgliederversammlung sind für den Wahlvorschlag eine 

Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson zu wählen. 
Diese Wahlen können durch offene Abstimmung erfolgen. 

(3) Die Abgabe von Kandidatenvorschlägen soll in schriftlicher Form im 
Tagungsbüro der Stimmzählkommission erfolgen. 

(4) In der Kreismitgliederversammlung können von den wahlberechtigten 
Mitgliedern Kandidatenvorschläge mündlich bis zur Schließung der 
Bewerberliste eingebracht werden.  

(5) Für die Vorschläge ist der Nachweis zu führen, dass die zur Aufstellung 
vorgeschlagenen Kandidaten wählbar und mit dem Vorschlag einverstanden 
sind. 

(6) Die Bewerberinnen und Bewerber erhalten die Möglichkeit, sich 
vorzustellen. Die Vorstellung soll den Zeitraum von 2 Minuten bei 
Aufstellungsveranstaltungen im Rahmen der Kommunalwahl und 15 
Minuten bei der Aufstellung von Bürgermeister-, Landrats-, Landtags-, und 
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Bundestagskandidaten nicht übersteigen. Nach der Vorstellung der 
Kandidaten sind die stimmberechtigten Mitglieder berechtigt, Fragen an die 
Bewerber zu stellen. Die Fragen sind klar, eindeutig und kurz zu fassen. 

 
§ 21 Kreismitgliederversammlung zur Aufstellung der Vertreterinnen und 
Vertreter zur Landesvertreterversammlung 

(1) Die Aufstellung der Landesvertreterinnen und Landesvertreter erfolgt in 
einer öffentlicher Kreismitgliederversammlung in geheimer Wahl und nach 
der Verfahrensordnung in der jeweils gültigen Fassung des CDU-
Landesverbandes Sachsen. 

(2) Zur Teilnahme am Aufstellungsverfahren sind diejenigen Mitglieder der CDU 
berechtigt, die am Tage der Versammlung das 18. Lebensjahr (Landtagswahl 
und Bundestagswahl) bzw. das 16. Lebensjahr (Europawahl) vollendet haben 
und deren Hauptwohnsitz sich im Gebiet entsprechenden Wahlgebiet 
befindet.  

(3) Die Kreismitgliederversammlung dient ausschließlich dem Zweck der Wahl 
der in der Einladung benannten Landesvertreterinnen und Landesvertreter.  

(4) Anträge zur Tages- und Geschäftsordnung sind möglich. 
 
§ 22 Sitzungsniederschrift 
Über den Verlauf des Kreisparteitages ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie muss die 
Anträge, Beschlüsse, Abstimmungs- und Wahlergebnisse enthalten. Sie ist vom 
Kreisvorsitzenden und dem Kreisgeschäftsführer zu unterzeichnen. 
 
§ 23 Inkrafttreten 
Die Geschäftsordnung tritt mit ihrer Verabschiedung am 24.10.2025 in Kraft. 
 


